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In politische Bildung
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In diesen Tagen laufen im politischen
Berlin die abschließenden Beratungen
zum Bundeshaushalt 2024. Neben dem
Ursprungsentwurf der Bundesregierung
liegen, ganz unter dem Eindruck des
jüngst verkündeten Urteils des Bundes-
verfassungsgerichtes zur Umwidmung des
sogenannten Corona-Sondervermögens,
mehrere Beschlussempfehlungen sowie
Änderungs- und Entschließungsanträge
der Fraktionen vor. Mitte des Jahres wur-
de das Vorhaben der Bundesregierung be-
kannt, ihre Zuschüsse für die Bundeszent-
rale für politische Bildung um 20 Millio-
nen Euro zu reduzieren.
Wohl nur der massiven Kritik unter ande-
rem von Seiten der Träger politischer Bil-
dungsarbeit, die mit ihren bürgernahen
Projekten von der Reduzierung der Zu-
schüsse betroffen wären, ist es zu verdan-
ken, dass der Haushaltsausschuss des
Bundestages nun entschieden hat, die ge-
planten Kürzungen auf 300 000 Euro zu
beschränken. Zudem wurden die Kürzun-
gen im Kinder- und Jugendplan (KJP),
aus dem Projekte der politischen Bildung
für Jugendliche finanziert werden, zurück-
genommen. Ein wichtiges und beruhigen-
des Signal, zumindest für das kommende
Haushaltsjahr.

Unverzichtbar für
wehrhafte Demokratie

Doch wie wird es weitergehen? Angesichts
einer äußerst angespannten Haushaltslage
im Bund, an der sich in absehbarer Zeit
wenig ändern wird, gibt es derzeit wohl
nur für einen Bereich längerfristige Pla-
nungssicherheit. In den kommenden
Jahren darf die Bundeswehr mit dauerhaft
höheren Verteidigungsausgaben rechnen.
So soll die Verteidigung von Frieden und
Sicherheit im eigenen Land und im
NATO-Bündnis nicht nur angesichts des
russischen Angriffskrieges auf die Ukraine,
sichergestellt werden. Die Entscheidung
kann man nachvollziehen. Zugleich stellt
sich die Frage, ob es allein damit getan ist,
unsere materielle und personelle Verteidi-
gungsfähigkeit zu finanzieren und sicher-
zustellen. Für eine wehrhafte Demokratie
braucht es mehr.
Wir leben in einer Zeit besonderer gesell-
schaftlicher Herausforderungen und be-
denklicher Umbrüche. Populismus, ein er-
starkender Extremismus, Rassismus und
Antisemitismus greifen immer mehr
Raum. Der Hass gegen gesellschaftliche
Minderheiten oder gegen politische Ak-
teure nimmt in einem erschreckenden
Maße zu. Das Vertrauen in die Demokra-
tie und das Ideal einer post-migrantischen
Gesellschaft geraten ins Wanken. Um
Frieden und Sicherheit zu verteidigen und
das demokratische Zusammenleben zu
stärken, braucht es gerade jetzt politische
Bildung als Raum der Reflexion, der In-
formation und Emanzipation, als Korrek-
tiv zu Fake-News und Ideologien. Politi-
sche Bildung zu fördern, sie dauerhaft zu
sichern und auszubauen, wäre daher auch
über das Haushaltsjahr 2024 hinaus eine
gut angelegte, unabdingbare Verteidi-
gungsausgabe.

Der Autor ist Leiter der Erwachsenen-
und Familienbildung im Bischöflichen
Generalvikariat Trier. Die Kolumne er-
scheint in Kooperation mit der Katho-
lischen Sozialwissenschaftlichen Zent-
ralstelle. Foto: Privat
Die Verunsicherung auf dem Immobilienmarkt ist riesig. Archivfoto: dpa

Milliarden stehen

im Feuer
Die Krise am Immobilien-
markt verschärft sich zu-
sehends: Große Projekt-
entwickler gehen ban-
krott, die Preise vor allem

zen kommen daher auch vermehrt Meldun-
gen über empfindliche Abwertungen von
Beständen“, sagt Architekt Dr. Christoph
Wagener, der an der IU Internationale
Hochschule in Freiburg im Breisgau eine
Professur für Immobilienwirtschaft inne-
hat. Seit Beginn der Zinswende haben sich
beispielsweise Kredite für Gewerbeimmo-

Euro pro Quadratmeter nicht mehr anbie-
ten“, so Professor Wagener.

Und Felix Pakleppa, Hauptgeschäftsfüh-
rer Zentralverband Deutsches Baugewerbe,
betont: „Seit mehr als einem Jahr verzeich-
nen wir nun schon negative Zahlen bei Bau-
genehmigungen und Auftragseingängen im
Wohnungsbau. Von Januar bis September
für Gewerbeimmobilien
sinken deutlich. Davon
könnten auch die Banken
in Mitleidenschaft gezo-
gen werden
VON PATRICK PETERS

D
er Immobilienmarkt kannte
nach der Finanzkrise
2008/2009 nur eine Richtung:
nach oben. Wohn- und Gewer-

beobjekte an so gut wie allen Standorten
haben mächtig an Wert zugelegt. Ein Bei-
spiel: Der Preis für selbst genutztes Wohn-
eigentum, also Immobilienpreise inklusive
der Kosten, die durch Erwerb und Besitz
entstehen, sind innerhalb der vergangenen
zehn Jahre um 35 Prozent gestiegen. Und
dann kamen der Krieg in der Ukraine ein-
hergehend mit einer rasant steigenden In-
flation und entsprechenden Zinsschritten
der internationalen Notenbanken. Lagen
die Bauzinsen im November 2019 bei zehn-
jähriger Sollzinsbindung bei 0,8 Prozent,
sind es nun mehr als 4,2 Prozent.

Schon in diesem Sommer waren die ers-
ten Auswirkungen zu spüren. Innerhalb we-
niger Tage gingen damals die Immobilien-
projektentwickler Development Partner,
der Project-Gruppe und Euroboden, alle-
samt wichtige Immobilienplayer, insolvent.
Und zuletzt hat es das bekannte Immobi-
lienunternehmen Signa des Österreichers
René Benko erwischt. Der Konzern benö-
tigt 600 Millionen Euro an frischem Kapi-
tal, denn laut der „Neuen Zürcher Zeitung“
seien bereits mindestens 500 Millionen
Euro an Zahlungsrückständen aufgelaufen,
weitere 200 Millionen würden kurzfristig
aus einer auslaufenden Anleihe fällig.

„Projektentwickler leiden in besonderem
Maße unter der Zinsexplosion, dem Kos-
tensprung für Bauleistungen und Materia-
lien, unsicheren konjunkturellen Aussich-
ten und einem Versagen der Regierung etwa
bei der Energiewende oder im Wohnungs-
bau. Zu den ersten prominenten Insolven-
bilien laut der Europäischen Zentralbank
EZB im Schnitt um 2,6 Prozent verteuert.
Zugleich schmälern fallende Verkaufspreise
die Einnahmen, und die Zahl der Verkäufe
hat sich in den ersten sechs Monaten des
Jahres im Vorjahresvergleich halbiert. Zu-
dem werden generell weniger Büroflächen
benötigt, weil sich der Trend zum Homeof-
fice fortsetzt.

Die EZB betont in ihrem halbjährlichen
Finanzstabilitätsbericht: „Dieser Mix aus
zyklischen und strukturellen Herausforde-
rungen hat in den vergangenen Monaten zu
erheblichen Rating-Herabstufungen von
Immobilienfirmen geführt.“

Stornierungs-Höchststand
im Wohnungsbau
Und das ist alles keine Momentaufnahme.
Der gesamten Bau- und Immobilienwirt-
schaft droht eine länger anhaltende Krise.
Aktueller Akt in diesem ökonomischen
Trauerspiel: das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Klima- und Transforma-
tionsfonds. Der 60 Milliarden Euro-Haus-
halt ist demnach verfassungswidrig. Das hat
große Auswirkungen, unter anderem auf die
Pläne der Bundesregierung, 400 000 neue
Wohnungen pro Jahr zu bauen. Für 2024
werden daher maximal 150 000 Woh-
nungsneubauten erwartet. Doch selbst die-
se Zahl könnte in der toxischen Gemenge-
lage aus Entwicklerinsolvenzen, Politik-
chaos und weiterhin hohen Zinsen schnell
Geschichte sein. „Die Zahl der Bauanträge
ist bundesweit rückläufig, teilweise werden
bereits genehmigte Projekte sogar wieder
abgesagt, weil sie sich nicht mehr lohnen.
Die Geschäftserwartungen im Wohnungs-
bau notieren laut ifo Konjunkturumfrage
vom 12. September 2023 mit -60,1 Punkten
auf einem außergewöhnlich schwachen
Niveau. „Die Stornierungen im Wohnungs-
bau türmen sich zu einem neuen Höchst-
stand auf. Seit Beginn der Erhebung 1991
haben wir noch nichts Vergleichbares beob-
achtet. Die Verunsicherung im Markt ist
riesig“, sagt Klaus Wohlrabe, Leiter der ifo
Umfragen. „Selbst Baugenossenschaften
können vermietbaren Wohnraum unter 20
wurden fast 77 000 Wohneinheiten weniger
genehmigt als im Vorjahreszeitraum. Die
Order sind im September um real 15 Pro-
zent zurückgegangen, kumulativ sind es real
minus 23,7 Prozent.“ Erschwerend komme
die Haushaltssperre hinzu. Die finanziellen
Einschnitte bei der Bundesregierung zeig-
ten schon unmittelbar Wirkung. So habe
das Bauministerium einen sofortigen Stopp
des Förderprogramms zum altersgerechten
Umbau ausgesprochen. Das sei eine weitere
Hiobsbotschaft für den Bau.

In dieser wenig erfreulichen Situation
werden jetzt auch die Sorgen größer, dass
Banken in Mitleidenschaft gezogen werden
könnten. Allein im Gewerbeimmobilien-
markt stecken rund zehn Prozent aller
Bankkredite der Eurozone. Schon jetzt er-
wartet die EZB, dass sich der Anteil der
Darlehen an Firmen in den roten Zahlen in
naher Zukunft auf 26 Prozent verdoppeln
wird. Sollten die Zinsen für weitere zwei
Jahre so hoch bleiben und die Umsätze im
Immobiliensektor um 20 Prozent fallen,
wäre sogar die Hälfte aller Kredite gefähr-
det, schätzt die EZB laut eines Berichts des
Nachrichtensenders „ntv“.

Bei der Schweizer Großbank Julius Bär
zum Beispiel betragen die Rückstellungen
für Kreditausfälle neuerdings rund 80 Mil-
lionen Schweizer Franken – ein Großteil
dürfte dabei auf den Fall Signa zurückzu-
führen sein.

30 Prozent aller Bankkredite der Euro-
zone stecken zudem in privaten Immobi-
lienfinanzierungen. „Das kann insofern
problematisch sein, als dass der Markt für
Wohnimmobilien ebenfalls unter Druck ge-
raten ist, insbesondere in der Wohnungs-
wirtschaft und Geschosswohnungsbau. Ob
sich die Immobilienkrise aber wirklich zu
einer neuen Bankenkrise auswächst, ist
nicht absehbar. Denn zum einen ist nicht
von einer umfassenden Pleitewelle am Im-
mobilienmarkt auszugehen, und zum ande-
ren ist das Kreditgeschäft der meisten Bank
nicht allein auf Immobilienfinanzierungen
ausgerichtet. Höchste Vorsicht ist trotz al-
lem geboten, insbesondere am deutschen
Immobilienmarkt“, betont Immobilienpro-
fessor Christoph Wagener.
Blickte zusammen mit den Referenten
auf Ludwig Erhard: Pater Wolfgang
Ockenfels, Vorsitzender des Instituts
für Gesellschaftswissenschaften.
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